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Stadt Wendlingen am Neckar 

Landkreis Esslingen 

 

18. Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung-ABWS) vom 17. Dezember 1985 

Aufgrund von § 45 b Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 
und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 
11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) 
hat der Gemeinderat der Stadt Wendlingen am Neckar am 16.10.2012           
folgende 18. Änderungssatzung 

beschlossen: 

1. § 2 der Satzung erhält folgenden neuen Absatz 1: 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das bei 
Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das 
von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen 
gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser gelten 
auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 

2. § 7 der Satzung erhält folgenden neuen Absatz 3: 

§ 7 Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung 

(3) Schließt die Stadt in Einzelfällen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies 
der Zustimmung der Wasserbehörde (§ 45 b Abs. 4 Satz 2 WG). 

3. § 25 der Satzung erhält folgenden neuen Absatz 2: 

§ 25 Grundstücksfläche 

(2) Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleiben unberührt. 

4. § 27 der Satzung erhält folgenden neuen Absatz 2: 

§ 27 Weitere Beitragspflicht 

(2) Abs. 1 gilt entsprechend, soweit 

1. Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die eine Beitragspflicht 
bereits entstanden ist, neu gebildet werden; 
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2. für Grundstücksflächen die Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung nach 
§ 31 Abs. 1 Satz 2 KAG oder nach § 25 Abs. 1 Nr. b entfallen; 

3. bei beitragsfrei angeschlossenen Grundstücken oder bei Grundstücken, für die 
eine Beitragspflicht bereits entstanden ist oder durch Bescheid begründet worden 
ist, die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulässige Zahl bzw. genehmigte höhere 
Zahl der Vollgeschosse überschritten oder eine größere Zahl von Vollgeschossen 
allgemein zugelassen wird. 

5. Abschnitt V (Abwassergebühren) der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

§ 32 Erhebungsgrundsatz 

Die Stadt erhebt für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen 
Abwassergebühren. 

§ 33 Gebührenmaßstab 

(1) Die Abwassergebühren werden bei der Abwasserbeseitigung getrennt für die auf 
den Grundstücken anfallende Schmutzwassermenge (Schmutzwassergebühr, § 35) 
und für die anfallende Niederschlagswassermenge (Niederschlagswassergebühr,      
§ 36) erhoben. 

(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die Abwassergebühr nach 
der eingeleiteten Schmutzwasser- bzw. Wassermenge. 

(3) Wird Abwasser zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht, 
bemisst sich die Abwassergebühr nach der Menge des angelieferten Abwassers. 

§ 34 Gebührenschuldner 

(1) Schuldner der Abwassergebühr nach § 33 Abs. 1 bis 2 ist der 
Grundstückseigentümer. Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die 
Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats auf 
den neuen Gebührenschuldner über. 

(2) Gebührenschuldner für die Gebühr nach § 33 Absatz 3 ist derjenige, der das 
Abwasser anliefert. 

(3) Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstückseigentümers 
Gebührenschuldner. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

§ 35 Bemessung der Schmutzwassergebühr 

(1) Bemessungsgrundlage für die Schmutzwassergebühr im Sinne von § 33 Abs. 1 
ist: 

1. die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversorgung zugeführte 
Wassermenge; 
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2. bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung die dieser entnommene 
Wassermenge; 

3. das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser, soweit es als 
Brauchwasser im Haushalt oder im Betrieb genutzt wird. 

Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) ist Bemessungsgrundlage die eingeleitete 
Wasser-/Schmutzwassermenge. 

(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) sowie bei nichtöffentlicher 
Wasserversorgung (Abs. 1 Nr. 2) und bei der Nutzung von Niederschlagswasser als 
Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 3) hat der Gebührenschuldner geeignete 
Messeinrichtungen (Zwischenzähler) auf seine Kosten anzubringen und zu 
unterhalten. Zwischenzähler müssen den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen 
und dürfen nur durch ein fachlich geeignetes Installationsunternehmen eingebaut 
werden. Sie stehen im Eigentum des Grundstückseigentümers. 

§ 36 Bemessung der Niederschlagswassergebühr 

(1) Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr (§ 33 Abs. 1) sind die 
bebauten und befestigten (versiegelten) Flächen des an die öffentliche 
Abwasserbeseitigung angeschlossenen Grundstücks, von denen 
Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar den öffentlichen Abwasseranlagen 
zugeführt wird. Maßgebend für die Flächenberechnung ist der Zustand zu Beginn 
des Veranlagungszeitraumes; bei erstmaliger Entstehung der Gebührenpflicht, der 
Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des Benutzungsverhältnisses. 

(2) Die versiegelten Flächen werden mit einem Faktor multipliziert, der unter 
Berücksichtigung des Grades der Wasserdurchlässigkeit für die einzelnen 
Versiegelungsarten wie folgt festgesetzt wird: 

a) Vollständig versiegelte Flächen, z. B. Dachflächen, Asphalt, Beton, Bitumen, 
Platten, Fließen und sonstige wasserundurchlässige Befestigungen mit 
Fugenverguss oder auf Beton verlegt      Faktor 0,9 

b) Stark versiegelte Flächen, z. B. Pflaster, Platten, Rasenfugenpflaster und sonstige 
wasserteildurchlässige Befestigungen ohne Fugenverguss auf sickerfähigem 
Untergrund verlegt, Verbundsteine mit Fuge, Kiesschüttdächer  Faktor 0,6 

c) Wenig versiegelte Flächen, z. B. Kies, Schotter, Schotterrasen, Rasengittersteine, 
Porenpflaster, Gründächer        
           Faktor 0,3. 

Für versiegelte Flächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen Versiegelungsart nach 
Buchstaben a) bis c), die der vorliegenden Versiegelung in Abhängigkeit vom 
Wasserdurchlässigkeitsgrad am nächsten kommt. Die Wasserdurchlässigkeit dieser 
Befestigung kann im Einzelfall auch durch eine Produktinformation des Herstellers 
oder auf andere Weise nachgewiesen werden. 

(3) Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser über eine Sickermulde, ein 
Mulden-Rigolensystem oder eine vergleichbare Anlage mit gedrosseltem Ablauf 
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oder mit Notüberlauf den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird, werden wie 
Zisternen mit Überlauf und Regenwassernutzung zur Gartenbewässerung 
berücksichtigt. Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser über eine 
Sickermulde, ein Mulden-Rigolensystem oder eine vergleichbare Anlage ohne 
Überlauf in die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlossen sind, 
bleiben im Rahmen der Gebührenbemessung unberücksichtigt. 

(4) Flächen, die an Zisternen ohne Überlauf in die öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlossen sind, bleiben im Rahmen der 
Gebührenbemessung unberücksichtigt. Für Flächen, die an Zisternen mit Überlauf 
angeschlossen sind gilt folgendes: 

a) bei Regenwassernutzung ausschließlich zur Gartenbewässerung, werden die 
Flächen um 8 m² je m³ Fassungsvolumen reduziert, maximal jedoch um 40 m²; 

b) bei Regenwassernutzung im Haushalt oder Betrieb werden die Flächen um 15 m² 
je m³ Fassungsvolumen reduziert, maximal jedoch um 75 m². Sätze 1 und 2 gelten 
nur für Zisternen, die fest installiert und mit dem Boden verbunden sind sowie ein 
Mindestfassungsvolumen von 1 m³ aufweisen. 

Der Flächenabzug kann maximal die Größe der an die 
Niederschlagswassernutzungsanlage angeschlossenen Fläche betragen. 

§ 37 Absetzungen 

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen 
eingeleitet wurden, werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der Bemessung 
der Schmutzwassergebühr (§ 35) abgesetzt. 

(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch Messung 
eines besonderen Wasserzählers (Zwischenzähler) erbracht werden, der den 
eichrechtlichen Vorschriften entspricht. Zwischenzähler dürfen nur durch ein fachlich 
geeignetes Installationsunternehmen eingebaut werden. Sie stehen im Eigentum des 
Grundstückseigentümers und sind von diesem auf eigene Kosten einzubauen und 
zu unterhalten. Der erstmalige Einbau sowie der Austausch eines Zwischenzählers 
ist der Stadt innerhalb von zwei Wochen unter Angabe des Zählerstandes 
anzuzeigen.  

(3) Wird der Nachweis über die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen 
Zwischenzähler gemäß Absatz 2 erbracht, bleibt von der Absetzung eine 
Wassermenge von 20 cbm/Jahr ausgenommen. 

(4) Für landwirtschaftliche Betriebe soll der Nachweis durch Messungen eines 
besonderen Wasserzählers erbracht werden. Dabei muss gewährleistet sein, dass 
über diesen Wasserzähler nur solche Frischwassermengen entnommen werden 
können, die in der Landwirtschaft verwendet werden und deren Einleitung als 
Abwasser nach § 6, insbesondere Abs. 2 Nr. 3 ausgeschlossen ist. Absatz 1 Satz 2 
findet keine Anwendung. 

(5) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht 
durch einen Zwischenzähler nach Absatz 2 festgestellt, werden die 
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nichteingeleiteten Wassermengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als nicht eingeleitete 
Wassermenge im Sinne von Absatz 1 

1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen 15 cbm/Jahr, 

2. je Vieheinheit bei Geflügel 5 cbm/Jahr. 

Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des 
Bewertungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der 
Stichtag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das 
laufende Jahr richtet. Diese pauschal ermittelte nichteingeleitete Wassermenge wird 
um die gem. Absatz 3 von der Absetzung ausgenommene Wassermenge gekürzt 
und von der gesamten verbrauchten Wassermenge abgesetzt. Die dabei 
verbleibende Wassermenge muss für jede für das Betriebsanwesen polizeilich 
gemeldete Person, die sich dort während des Veranlagungszeitraums nicht nur 
vorübergehend aufhält, mindestens 35 cbm/Jahr für die ersten 4 Personen und für 
jede weitere Person mindestens 26 cbm/Jahr betragen.  

(6) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf 
eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen. 

§ 38 Höhe der Abwassergebühren 

(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 35) beträgt ab dem 01.01.2010  

      je cbm Abwasser 1,61 €. 

Ab dem 01.01.2011 beträgt die Schmutzwassergebühr  

      je cbm Abwasser 1,58 €. 

(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 36) beträgt ab dem 01.01.2010  

     je qm versiegelte Fläche 0,42 €. 

Ab dem 01.01.2011 beträgt die Niederschlagswassergebühr  

     je qm versiegelte Fläche 0,44 €. 

(3) Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in den Fällen des § 36 
während des Veranlagungszeitraumes, wird für jeden Kalendermonat, in dem die 
Gebührenpflicht besteht, ein Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt. 

§ 39 Entstehung der Gebührenschuld 

(1) In den Fällen des § 33 Abs. 1 entsteht die Gebührenschuld für ein Kalenderjahr 
mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein 
Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die 
Gebührenschuld mit Ende des Benutzungsverhältnisses. 
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(2) In den Fällen des § 34 Abs. 1 Satz 2 entsteht die Gebührenschuld für den 
bisherigen Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den Übergang folgenden 
Kalendermonats; für den neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des 
Kalenderjahres. 

(3) In den Fällen des § 33 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei vorübergehender 
Einleitung mit Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit Ablauf des 
Veranlagungszeitraumes. 

(4) In den Fällen des § 33 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld mit der Anlieferung 
des Abwassers. 

§ 39 a Vorauszahlungen 

(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom 
Gebührenschuldner Vorauszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen mit 
Beginn des Kalendervierteljahres. Beginnt die Gebührenpflicht während des 
Veranlagungszeitraumes, entstehen die Vorauszahlungen mit Beginn des folgenden 
Kalendervierteljahres. 

(2) Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt festgestellten 
Jahreswasserverbrauchs bzw. ein Viertel der zuletzt festgestellten versiegelten 
Grundstücksfläche zugrunde zu legen. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht 
werden der voraussichtliche Jahreswasserverbrauch und der Zwölftelanteil der 
Jahresniederschlagswassergebühr geschätzt. 

(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden auf die 
Gebührenschuld für diesen Zeitraum angerechnet. 

(4) In den Fällen des § 33 Abs. 2 entfällt die Pflicht zur Vorauszahlung. 

§ 39 b Fälligkeit 

(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 39 a) geleistet 
worden, gilt dies nur, soweit die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen 
übersteigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird 
der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids durch 
Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 

(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 39 a werden mit Ende des Kalendervierteljahres 
zur Zahlung fällig. 

6. § 40 der Satzung erhält folgende neue Absätze 5 bis 7: 

§ 40 Anzeigepflichten 

(5) Binnen eines Monats nach dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die 
öffentliche Abwasserbeseitigung, hat der Gebührenschuldner die Lage und Größe 
der Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser den öffentlichen 
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Abwasseranlagen zugeführt wird (§ 36 Abs. 1) der Gemeinde in prüffähiger Form 
mitzuteilen. Kommt der Gebührenschuldner seinen Mitteilungspflichten nicht 
fristgerecht nach, werden die Berechnungsgrundlagen für die 
Niederschlagswassergebühr von der Gemeinde geschätzt. 

(6) Prüffähige Unterlagen sind Lagepläne im Maßstab 1:500 oder 1:1000 mit Eintrag 
der Flurstücks-Nummer. Die an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen 
Grundstücksflächen sind unter Angabe der in § 36 Abs. 2 aufgeführten 
Versiegelungsarten rot zu kennzeichnen und in Quadratmetern anzugeben. Die 
Gemeinde stellt auf Anforderung einen Anzeigevordruck zur Verfügung. 

(7) Ändert sich die Größe oder der Versiegelungsgrad des Grundstücks um mehr als 
10 m², ist die Änderung innerhalb eines Monats der Gemeinde anzuzeigen. 

7. § 43 erhält folgenden neuen Abs. 1 Nr. 13: 

§ 43 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig i. S. von § 142 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

13. entgegen § 40 seinen Anzeigepflichten gegenüber der Stadt nicht, nicht richtig 
oder rechtzeitig nachkommt. 

8. Inkrafttreten. 

Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2010 in Kraft.  

 
 
Ausgefertigt! 
Wendlingen am Neckar, den 16.10.2012 
 
 
 
 
Steffen Weigel 
Bürgermeister 


